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Drucksache 1474 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über den Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster- 
reich vom 4. Oktober 1954 über Rechtsschutz und Rechts- 
hilfe in Abgabensachen 

- Drucksache 1301 - 


A. Bericht des Abgeordneten Schlick : 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen hat 
diesen Gesetzentwurf in seiner 66. Sitzung am 
15. Juni 1955 behandelt. 

Abkommen wie das in diesem Gesetzentwurf 
enthaltene über Rechtsschutz und Rechtshilfe be- 
stehen bereits mit Schweden und Finnland. Weiter- 
hin sind in den kürzlich durch dieses Hohe Haus 
ratifizierten deutsch-amerikanischen und deutsch- 
britischen Doppelbesteuerungsabkommen Einzel- 
vorschriften über die Gewährung von Rechtshilfe 
enthalten. 

Der diesem Gesetz zugrunde liegende Vertrag ge- 
mäß Drucksache 1301 über Rechtsschutz und Rechts- 
hilfe zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich wurde am 4. Oktober ver- 
gangenen Jahres in Bonn unterzeichnet. Der Bun- 
desrat hat in seiner Sitzung am 18. März 1955 be- 
schlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwen- 
dungen zu erheben. 

Der Vertrag selbst tritt an die Stelle des Ver- 
trags vom 23. Mai 1922 zwischen dem Deutschen 
Reich und der Republik Österreich. Die Anwen- 
dung dieses Vertrags aus dem Jahre 1922 ist heute 
umstritten, und der Vertrag selbst entspricht im 
übrigen auch den Anforderungen der neuen Rechts- 
entwicklung nicht mehr. 

Die sachliche und persönliche Anwendungsmög- 
lichkeit bezieht sich auf die Besitz- und Verkehr- 
steuern und die Gemeindeabgaben, dagegen nicht 
auf Zölle, Verbrauchsteuern und Monopolabgaben. 
Für letztere bleibt eine besondere Regelung mit 
Rücksicht auf das GATT-Abkommen Vorbehalten. 


Rechtsschutz 

Nach dem Vertrag, der den Rechtsschutz der 
beiderseitigen Staatsangehörigen in Abgabesachen 
regelt, ist eine unterschiedliche steuerliche Behand- 
lung der beiderseitigen Staatsangehörigen ausge- 
schlossen. 


Rechtshilfe 

Mit Rücksicht auf die bestehende weitgehende 
materielle und formelle Übereinstimmung des Ab- 
gabenrechts und auf die Tatsache der gleichen 
Sprache konnte man eine einfache Verfahrens- 
regelung schaffen. Erheblich ist diese Verein- 
fachung im Geschäftsverkehr insbesondere auch 
dadurch, daß die Finanzämter beider Staaten unter 
Einschaltung der Oberfinanzdirektionen bzw. der 
Finanzlandesdirektionen grundsätzlich direkt mit- 
einander in Verbindung treten können. Eilverkehr 
in Zustellungen und Vollstreckungssachen ist zuge- 
lassen. Die Rechtshilfe muß grundsätzlich in allen 
Fällen gewährt werden; lediglich die Gefährdung 
wesentlicher Staatsinteressen ist ein Ablehnungs- 
grund. 

Zur Wahrung der Interessen des Steuerpflich- 
tigen sind die Vorschriften über das Amts- und 
Steuergeheimnis gemäß § 22 der Reichsabgaben- 
ordnung für anwendbar erklärt worden. Die 
Rechtshilfe ist sehr weitgehend, da sie auch im Ver- 
waltungsstrafverfahren Anwendung findet. Gemäß 
Art. 14 des Vertrages sind jedoch Einschränkungen 
festgelegt; so dürfen insbesondere keine Durch- 
suchungen, Beschlagnahmungen, Verhaftungen 
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durchgeführt werden, und der Vollzug von Frei- 
heitsstrafen ist ausgeschlossen. 

Im Art. 15 des Vertrages ist festgelegt, daß 
Durchführungsbestimmungen zum Vertrag erlassen 
werden können; doch soll vor Erlaß derselben eine 
Fühlungnahme der beiden Finanzministerien statt- 
finden, damit Schwierigkeiten und Unklarheiten 
möglichst ausgeschaltet bleiben. 


Gemäß Art. 3 des Gesetzentwurfs gilt das Ab- 
kommen auch für das Land Berlin. 

Im Aufträge des Ausschusses für Finanz- und 
Steuerfragen, der den Entwurf einstimmig billigte, 
darf ich auch die Zustimmung des Hauses erbitten. 
Bonn, den 28. Juni 1955 

Schlick 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1301 — 
unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 15. Juni 1955 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Schlick 

Vorsitzender Berichterstatter 
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